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Antrag der Fraktionen der GRÜNEN  
 

 
für die Gemeinderatssitzung (03.09.) der Gemeinde Ober-Olm 
Schaffung von Ladeinfrastruktur für E-Mobilität 
 
 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister Becker, 

 

öffentliche zugängliche Ladestationen für Elektro-Fahrzeuge tragen maßgeblich zur 
Attraktivitätssteigerung einer Gemeinde bei. Dass sich der Anteil an Elektro-
Fahrzeugen in naher Zukunft weiter erhöhen wird, davon gehen mittlerweile nahezu 
alle Experten von aus. Es dürfte im Sinne aller Ober-Olmer Bürger sein, dass auch in 
unserer Gemeinde künftig eine ausreichende Zahl an öffentlich zugänglichen 
Ladestationen zur Verfügung steht.  

Da die Schaffung solcher Ladestation mit einem nicht unerheblichen finanziellen 
Aufwand verbunden ist, sollte die Gemeinde öffentliche Fördermöglichkeiten 
berücksichtigen.   

Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) will die 
Errichtung von bis zu 5.000 Normal- und 5.000 Schnellladepunkten fördern und 
stellt dafür rund 100 Millionen Euro zur Verfügung.  Anträge müssen bis zum 
30. Oktober 2019 beim Bundesministerium eingereicht werden. 

Antragsberechtigt sind private Investoren, Städte und Gemeinden. Die Förderung 
umfasst bis zu 50 Prozent der förderfähigen Kosten und neben der Errichtung der 
Ladesäule auch den Netzanschluss und die Montage. 
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Um in den Genuss der Fördergelder zu kommen, stellt die Fraktion der GRÜNEN 
folgenden Antrag:  

1. Die Verwaltung möge prüfen, ob eine Antragstellung für die Gemeinde Ober-Olm 
in Frage kommt.  

2. Sollten die notwendigen Rahmenbedingungen erfüllt sein, soll ein solcher 
Förderantrag unverzüglich gestellt werden. 

 

Zur Finanzierung: 

Es entstehen zunächst keine Kosten. 
Sollte eine Förderung durch das Bundesministerium in Frage kommen, muss 
festgestellt werden, welche weiteren Kosten auf die Gemeinde zukommen. Die 
Verwaltung möge diese ermitteln und prüfen, ob die entsprechenden Mittel im 
Haushalt vorhanden sind, und dem Rat hierzu berichten. Das weitere Verfahren ist 
Gegenstand späterer Beratungen.   

 
Begründung: 

Ziel sollte es sein, sich den Erfordernissen eines veränderten Mobilitätsverhaltens 
anzupassen. Öffentlich zugängliche Ladestationen für Elektro-Fahrzeuge könnten 
dazu beitragen. Um die Finanzierung zu erleichtern, sollten dafür öffentliche 
Fördergelder in Anspruch genommen werden.  

Die weitere Begründung erfolgt mündlich. 

 
 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Antoinette Malkewitz    Bernd Weisener 

Fraktionsvorsitzende    stv. Fraktionsvorsitzender 

 

 


